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18. Landkreisversammlung des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 13./14. Oktober 2005 in Oschersleben, Landkreis Bördekreis
Größere Landkreise – mehr Verantwortung!
Rechtliche Ausgangslage

Mit der Kreisgebietsreform zum 01. Juli 2007 wird die Leistungsfähigkeit der Landkreise gestärkt und langfristig gesichert.
 Damit sind die Voraussetzungen dafür geschaffen, weiterhin wahrzunehmende nicht privatisierbare staatliche Aufgaben als staatliche Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung auf die Landkreise zu übertragen, sofern eine Übertragung wirtschaftlicher und zweckmäßiger ist.
 Soweit die Aufgaben dazu geeignet sind, sind sie den Landkreisen zur Erfüllung im eigenen Wirkungskreis zu übertragen.
 

Grundsätzliche Forderungen

Die kreisliche Neugliederung muss zu einer nachhaltigen Reform der Aufgabenzuordnung zwischen dem Landesverwaltungsamt, staatlichen Fachbehörden und den Landkreisen im Land Sachsen-Anhalt genutzt werden. Ziel muss es sein, möglichst alle Genehmigungs- und sonstigen Entscheidungszuständigkeiten auf Kreisebene zu bündeln, damit zeitaufwendige Abstimmungsverfahren mit anderen Behörden weitestgehend entfallen. 

Aufgabenverlagerungen im Einzelnen

Die Weiterentwicklung des ländlichen Raumes zählt zu den Kernaufgaben der „neuen“ Landkreise. Damit trotz rückläufiger Bevölkerungszahlen und prekärer Finanzschwäche auch außerhalb von Halle und Magdeburg attraktive Lebensumfelder gesichert bleiben, müssen alle bisher staatlich organisierten Maßnahmen zur Förderung der kommunalen Infrastruktur auf Kreisebene zusammengeführt und die dort bereits vorhandenen Kompetenzen abgerundet werden. Hierzu zählen u. a.
· die Aufstellung und Umsetzung der integrierten ländlichen Entwicklungskonzepte (ILEK) mit Regionalmanagement,

· die Dorferneuerung und -entwicklung,

· die Landwirtschaftsverwaltung mit Flurneuordnung,

· die hoheitlichen Aufgaben der Forstverwaltung,

· die Genehmigung der gemeindlichen Bauleitpläne.

Der Landkreis muss in seinem Gebiet zentrale Anlaufstelle für alle überörtlichen staatlichen Angelegenheiten werden. Deshalb sind beispielsweise weitere Aufgabenübertragungen in den Rechtsbereichen Immissionsschutz und Naturschutz vorzubereiten. Auch Aufgaben des Arbeits- und Verbraucherschutzes sind auf die Möglichkeit einer kommunal getragenen Aufgabenerledigung zu prüfen. Gleichzeitig sollte sich die Fachaufsicht des Landes im Interesse einer effizienten und eigenverantwortlichen Aufgabenwahrnehmung durch die Landkreise weitgehend zurückziehen.

Um den ländlichen Raum attraktiv und lebenswert zu erhalten, muss Schule stärker kommunal organisiert werden. Die Eingliederung der staatlichen Schulaufsicht in die Kreisverwaltungen ist dabei ein erster wichtiger Schritt. 

Die Landkreise sind die wichtigste Anlaufstelle für alle Bürger, die individueller Hilfe in ihrem täglichen Leben bedürfen. Deshalb sind die bestehenden Zuständigkeiten der Landkreise in den Bereichen Jugend und Soziales fortzuentwickeln. Auch bei der Organisation der Arbeitsmarktpolitik scheint eine engere kommunale Ausrichtung besonders Erfolg versprechend.

Die „neuen“ Landkreise müssen planerisch-gestalterische Aufgaben für ihr Kreisgebiet eigenständig wahrnehmen können. Deshalb muss der Kreistag selbst darüber entscheiden können, in welcher Organisationsform die Regionalplanung durchgeführt werden soll. Gesetzlich vorgegebene Pflichtverbände widersprechen der kommunalen Selbstverwaltung.

Voraussetzungen der Umsetzung

Bei allen Aufgabenverlagerungen ist das in Art. 87 Abs. 3 LV LSA verfassungsrechtlich garantierte Konnexitätsprinzip zu beachten. Weitere Grundlage bildet die Rahmenvereinbarung der Landesregierung und der kommunalen Spitzenverbände zur Umsetzung der Funktionalreform vom 13. Dezember 2004.

Interkommunale Funktionalreform

Die Zusammenführung verschiedener Aufgabenbereiche bei den Landkreisen geht einher mit der Übertragung bisher kreislicher Zuständigkeiten auf die Gemeinden. Dabei kann der in Frage kommende Aufgabenkatalog umso umfangreicher sein, je einheitlicher die gemeindliche Ebene strukturiert ist. Verwaltungsgemeinschaften ohne eigene Selbstverwaltungsaufgaben und mit einer Vielzahl von Mitgliedsgemeinden setzen diesem Prozess Grenzen.

� § 5 Abs. 2 Kommunalneugliederungs-Grundsätzegesetz vom 11. Mai 2005 (GVBl. S. 254 ff.)


� § 4 Abs. 1 Verwaltungsmodernisierungsgrundsätzegesetz vom 27. Februar 2003 (GVBl. S. 40 ff.)


� § 4 Abs. 2 Verwaltungsmodernisierungsgrundsätzegesetz vom 27. Februar 2003 (GVBl. S. 40 ff.) 
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